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Tunesien könnte zu einem Fanal für 
die gesamte arabische Welt werden 
– dies war mein Ausblick vor einer 
Woche. Jetzt also Ägypten. Seit die 
Armee diesen Sonntag kundtat, nicht 
auf die Demonstranten zu schiessen, 
deren Forderungen vielmehr legitim 
seien, sind die Stunden Mubaraks 
gezählt. Über zwei Millionen Men-
schen demonstrierten am Dienstag 
auf dem Tahrir-Platz in Kairo. US-
Präsident Obama schickte in letzter 
Minute einen Vermittler, aber die 
Demonstranten machten klar, dass  
sie keine Einmischung des Westens 
wünschten.  
Die ägyptischen Massen sind über 
Nacht mit unvorstellbarer Wucht 
aufgestanden. Dabei ist es vorwie-
gend ein Aufstand der Jugend, die 
zwei Drittel der ägyptischen Gesell-
schaft ausmacht und die sich ihre 
Lebenszukunft nicht mehr durch eine 
korrupte Diktatur und fremdbestimm-
te Interessen verbauen lassen will. Es 
ist ein sozialer Aufstand, freilich geht 
es um mehr als nur Brot und Arbeit: 
Das bisherige Regime muss weg, und 
eine grundlegende Reform verbunden 
mit freien Wahlen, die diesen Namen 
verdienen, steht zuoberst auf der 
Tagesordnung. Es ist keine Revolution 
der Muslimbrüder, die gewiss auch 
ihre Ambitionen kundtun werden, 
aber nur eine Minderheit darstellen, 

sondern der ganzen Breite des ägypti-
schen Volkes. Und sie ist autochthon, 
weder von Iran noch sonst woher 
gesteuert.  

SCHARNIER DES WESTENS. Auch 
wenn noch nicht absehbar ist, welche 
Wende genau Ägypten nehmen wird, 
fest steht, dass mit dem Ende des 
Mubarak-Regimes im Nahen Osten 
und im ganzen arabischen Raum eine 
neue Epoche beginnt. Eine Wende 
ging 1952 mit Nasser schon einmal 

von Ägypten aus. Jahrzehntelang war  
Mubarak das Scharnier des Westens 
in der arabischen Welt. 
Wenn vor Kurzem Hillary Clinton und 
die EU-Aussenminister im Strudel der 
Ereignisse Demokratie anmahnten, 
war das nicht einmal gut gemeint, 
sondern heuchlerisch. Denn mit dem 
vorgeschobenen Argument der Angst 
vor einer Machtübernahme der 
Muslimbrüder wurde die Verhinde-
rung freier Wahlen durch Mubarak 
jahrelang gestützt. 

Alle wissen, dass ohne jährliche 
amerikanische Milliardenhilfe das 
Mubarak-Regime längst implodiert 
wäre. Am eindeutigsten für Mubarak 
nahm aber bis zum Schluss der israe-
lische Premier Benjamin Netanyahu 
Stellung. Wie Viktor Kocher in der 
NZZ von gestern zu Recht anmerkt, 
blieb der Friede Ägyptens mit Israel 
ein Friede mit dem Regime und nicht 
mit dem Volk, «ein kalter Frieden, 
weil die versprochene Wiedergut-
machung des Unrechts an den Palästi-
nensern und mithin die Versöhnung 
mit der ganzen arabischen Welt 
ausgeblieben sind». Beides könnte 
nun aber deutlich eingefordert wer-
den. Zudem half Mubarak durch die 
Abriegelung Rafahs mit, den Gaza-
streifen auszuhungern, was sich nun 
ebenfalls sehr schnell ändern könnte. 
Aber auch die desavouierte Fatah -
Führung wird keine Freude an dieser 
Entwicklung haben. Angst vor Mar-
wan Barghuti, der in Israel im Gefäng-
nis sitzt, haben sie, die Hamas und 
Israel nämlich gleichermassen – und 
genau das wissen alle Palästinenser.       

*  Daniel Vischer ist 
 Nationalrat der Grünen 
Partei (ZH).

Vischer 

Im Nahen Osten beginnt  
eine neue Epoche
DANIEL VISCHER*

Sommaruga und die Ausländer
Die neue Justizministerin kündigt strengere Integrationsbestimmungen für Zuzüger an

PHILIPP LOSER, Bern

Die Personenfreizügigkeit löse in der 
Bevölkerung Unbehagen aus, sagt 
Bundesrätin Simonetta Sommaruga 
nach 100 Tagen im Amt. «Diese Pro-
bleme muss man ansprechen.»

Rechts trötet und posaunt es schon 
seit Monaten: Personenfreizügigkeit  
anpassen! Schengen künden! Vertreter 
der SVP singen ihr Mantra an jeder 
 ö!entlichen Veranstaltung, seit Kurzem 
auch mit Teilen der FDP. Mit einem Mig-
rationspapier haben die Freisinnigen 
Anpassungen der Personenfreizügigkeit 
gefordert und vor der «zügellosen» Zu-
wanderung gewarnt.

Links von SVP und FDP tut man sich 
traditionell eher schwer mit Auslän-
derthemen. Das weiss auch die neue 
Justizministerin Simonetta Sommaruga 
(SP), die nach 100 Tagen im Amt ges-

tern in Bern eine erste Bilanz zog. Mit 
Blick auf die Wahlen im Herbst sagte sie: 
«Es ist wichtig für die Partei, beim 
 Thema Migration Glaubwürdigkeit zu 
erlangen.» 

EIN UNBEHAGEN. Und das Thema Aus-
länder und Migration überhaupt als 
Thema zu behandeln. Denn das sei es, 
sagte Sommaruga. «Wir müssen die 
Probleme ansprechen. Gerade bei der 
Personenfreizügigkeit stelle ich in letz-
ter Zeit ein Unbehagen in der Bevölke-
rung fest.» Das hat laut Sommaruga 
mit der Art der Zuwanderung zu tun, 
die sich mit der Personenfreizügigkeit 
verändert hat. Netto kommen jährlich 
50 000 Menschen aus der EU und rund 
20 000 aus Drittstaaten in die Schweiz. 
Die Mehrheit dieser Zuwanderer ist gut 
bis sehr gut qualifiziert, 55 Prozent der 

Migranten haben einen Hochschul-
abschluss: «Davon fühlen sich viele 
Schweizer im Arbeitsmarkt bedroht 
und bedrängt.» Auch schlechter qualifi-
zierte Ausländer, die schon länger in 
der Schweiz arbeiten, kämen unter 
Druck.

Falsch sei aber das heraufbeschwo-
rene Bild einer unkontrollierten Zuwan-
derung aus dem Ausland. Schon heute 
gebe es Steuerungsmöglichkeiten, und 
diese müssten auch genutzt werden. So 
dürfe es beispielsweise nicht sein, dass 
ein ausländischer Arbeitnehmer im ers-
ten Jahr seiner Anwesenheit mehr als 
sechs Monate arbeitslos sei. In diesem 
Fall werde die Aufenthaltsbewilligung 
nicht verlängert: «Die Personenfrei-
zügigkeit ist für Arbeitskräfte gedacht, 
nicht für Menschen, die direkt in die 
Schweizer Sozialwerke einsteigen wol-

len.» Missbrauch gelte es «rigoros» zu 
bekämpfen. Nur so akzeptiere die Bevöl-
kerung die Personenfreizügigkeit mit 
ihren Vor- und Nachteilen. 

INTEGRATIONSPLAN. Neben dem An-
spruch, bestehende Missbräuche zu ver-
hindern, will die neue Justizministerin  
einen Schwerpunkt in der Integration 
der hier lebenden Ausländer setzen. Ge-
meinsam mit den Kantonen erarbeitet 
das Justizdepartement einen neuen 
 «Integrationsplan», den Sommaruga im 
Sommer dem Bundesrat präsentieren 
will. Neben Fördermassnahmen sollen 
darin auch Verbindlichkeiten festgehal-
ten werden. Geplant ist ein erstes Ge-
spräch mit allen Zuzügern, um allfällige 
Defizite zu entdecken. Sommaruga 
kann sich auch vorstellen, den Familien-
nachzug oder die Niederlassungsbewil-

ligung an eine erfüllte Integrations-
vorgabe wie beispielsweise den Erwerb 
einer Landessprache zu knüpfen. «In 
den letzten 30 Jahren wurde auf dem 
Gebiet der Integration viel versäumt, 
das müssen wir nun nachholen.»

 Auf der Seite jener, die schon lange 
gegen die Personenfreizügigkeit wet-
tern, kam der Auftritt der Justizministe-
rin gut an. Es sei ein «ho!nungsvoller 
Ansatz», dass Sommaruga die Probleme 
nun auf den Tisch lege, sagt SVP-Natio-
nalrat Hans Fehr (ZH): «Sie kann tat-
sächlich über ihren Schatten springen.» 
Freudig reagiert auch FDP-Nationalrat 
Philipp Müller (AG), der quasi im Allein-
gang die Ausländerpolitik der Freisinni-
gen bestimmt: «Sie befindet sich auf der 
richtigen Linie. Und ich habe keinen 
Grund anzunehmen, sie würde nur 
Sprüche machen.» 

Prüfer beklagen sich
Geschäftsprüfungskommissionen ziehen Bilanz 

Infolge der Affären zur UBS und zu 
Libyen hatten die Geschäftsprü-
fungskommissionen des Parlaments 
kaum Zeit für andere Themen. 

Am Dienstag haben die Geschäfts-
prüfungskommissionen (GPK) beider 
Räte ihren Jahresbericht verö!entlicht. 
Die einzelnen Berichte zu ihren Unter-
suchungen hatten die GPK bereits im 
Laufe des vergangenen Jahres vorge-
stellt. Dem am Dienstag verö!entlich-
ten Papier sind zum Teil neue Informa-
tionen zu entnehmen. 

Im Fall der Libyen-A!äre zeigt der 
Bericht etwa, dass es im Bundesrat vor 
der Verö!entlichung des Untersu-
chungsberichts eine Kontroverse um 
Aussagen gab, die Aussenministerin 
Micheline Calmy-Rey und Verteidi-
gungsminister Ueli Maurer gegenüber 
der Geschäftsprüfungsdelegation (GP-
Del) zu Protokoll gegeben hatten.

Aufgrund der gewichtigen Untersu-
chungen zu UBS und zu Libyen muss-
ten die GPK im vergangenen Jahr viele 
andere Untersuchungen sistieren. Die-
se Inspektionen hätten klar die Res-
sourcengrenzen aufgezeigt, sagte der 
Präsident der GPDel sowie der GPK des 
Ständerats, der Baselbieter Claude Ja-
niak (SP). Die GPK hatten deshalb rund 
vier zusätzliche Stellen für ihr Sekreta-
riat beantragt, welche die eidgenössi-
schen Räte letzten Dezember auch be-
willigten.

Die GPK beider Räte verlangen 
ebenfalls Nachbesserungen bei der Re-

gierungsreform. Der vom Bundesrat 
ausgearbeitete Vorschlag ist nach An-
sicht der parlamentarischen Aufsicht 
nicht geeignet, die in den letzten Jah-
ren zutage getretenen Probleme zu be-
heben. 

GÄRTCHENDENKEN. Der Bundesrat 
nehme seine Führungsaufgaben zu we-
nig wahr, kritisierten die GPK. Statt des 
gemeinsamen Vorgehens dominiere 
das Gärtchendenken der Departemen-
te. Zudem nehme die Bundeskanzlei 
ihre Aufgabe als Stabsstelle des Bun-
desrats nur beschränkt wahr. Zwar 
habe der Bundesrat diese Mängel ein-
geräumt, kritisierten Vertreter der GPK 
am Dienstag vor den Medien in Bern. 
Im Entwurf zur Regierungsreform zie-
he die Regierung aber keine Konse-
quenzen. «Der Bundesrat hat insofern 
seine Hausaufgaben nicht erledigt», 
sagte der Präsident der GPK des Stän-
derats, Claude Janiak (SP/BL).

Viel Arbeit hatte im vergangenen 
Jahr auch die für den Nachrichten-
dienst zuständige GPDel. In ihrem im 
Sommer verö!entlichten Bericht kriti-
sierte sie, dass dieser beim Sammeln 
von Daten die Gesetze nicht einhält. 
Gemäss dem Jahresbericht sind die 
Probleme noch längst nicht behoben. 
Die GPDel habe im vergangenen Jahr 
intensiv die Schwierigkeiten des Nach-
richtendienstes verfolgt, eine gesetzes-
konforme Praxis für die Datenbearbei-
tung zu finden. SDA/sbo

Ohne die Hilfe der 
USA wäre das 
Mubarak-Regime 
längst implodiert. 

«Die Personenfreizügigkeit ist nicht für Menschen gedacht, die direkt in die Schweizer Sozialhilfe einsteigen wollen.» Bundesrätin Simonetta Sommaruga. Foto Keystone 

35 Flüchtlinge 
aufgenommen

TRADITION. Das UNO-Flücht-
lingshilfswerk hat die Schweiz 
um die Aufnahme einer 
Gruppe von Flüchtlingen 
gebeten. Sie habe die 
Anfrage positiv beantwortet, 
sagte Simonetta Sommaruga 
gestern in Bern. 30 der 35 
Flüchtlinge stammen aus 
dem Irak, die Hälfte davon 
sind Christen. Fünf Personen 
sind Palästinenser. Mit der 
Aufnahme dieser Menschen 
könne die Schweiz ihre 
humanitäre Tradition unter-
mauern, sagte die Justiz-
ministerin. Sommaruga kün-
digte auch weitere Projekte 
an. So will sie mit einem 
 Verbot verhindern, dass sich 
bereits 16-Jährige prostituie-
ren. Über eine Gesetzes-
vorlage zur Sterbehilfe wird 
der Bundesrat schon in den 
nächsten Wochen beraten. 
Zu ihrer Rolle im Wahljahr 
sagte die SP-Bundesrätin, 
jedes Bundesratsmitglied sei 
dafür verantwortlich, dass 
die Kollegialität nicht strapa-
ziert werde. Die Stimmung im 
Bundesrat sei gut, betonte 
Sommaruga. SDA


